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INFO 
Personalrat der nichtwissenschaftlich Beschäftig-
ten der Bergischen Universität Wuppertal 

 

03/Juli 2006 

 

 

  



Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
jetzt haben wir ihn – den neuen TV-L (Tarifrecht  Länder). 
 
Die durchgeführten Aktionen der Gewerkschaft Ver.di und den Mit- und Nichtmitglie-
dern waren erfolgreich, und ich möchte mich noch einmal ganz herzlich bei Ihnen für 
Ihre Mitwirkung  bedanken. 
 
Eine höhere Beteiligung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Hochschulen an den 
Demonstrationen, Kundgebungen und Streiks hätte wahrscheinlich einen  besseren Ab-
schluss möglich gemacht. Denn die verhandelten Ergebnisse sind nicht für alle nur von 
Vorteil. 
 
Aber zumindest haben die seit April 2004 neu eingestellten Kolleginnen und Kollegen 
und die, bei denen sich durch Vertragsveränderungen die Arbeitszeit erhöht hatte,  
Gewinn durch die vereinbarte Arbeitszeit und die Jahressonderzahlungen. Auch die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den niedrigeren Entgeltstufen profitieren von den 
neuen Konditionen. 
 
Und nicht zu vergessen ist, dass ein gültiger Tarifvertrag eine unverzichtbare Basis bei 
der  Umwandlung der Hochschulen in Körperschaften des öffentlichen Rechts (Einfüh-
rung des Hochschulfreiheitsgesetzes (HFG) ab 01.01.2007) ist. 
 
Eine Zusammenfassung über die Grundzüge der Einigung zwischen der TdL und den Ge-
werkschaften ist schon im Netz verbreitet worden, und wir werden Sie ständig auf dem 
Laufenden halten.  
 
In Kürze werden Sie auch alle aktuellen Informationen und allgemein Wissenswertes auf 
unserer neu gestalteten Homepage nachlesen können. Bei der Erstellung der Internet-
seiten haben wir uns an die Richtlinien der Barrierefreiheit im Internet gehalten, damit 
auch Menschen mit Behinderungen auf die Informationen problemlos zugreifen können.  
 
Sie haben zwei Möglichkeiten, unsere Seite zu öffnen: 
 
über Internet Explorer  - hier sind dann alle eingepflegten Bilddateien sichtbar - 
oder 
über Netscape. 
 
Die Informationen sind bei beiden Versionen absolut identisch. 
 
Unsere neue Adresse lautet:  www.prniwiss.uni-wuppertal.de
 
Ihre 
Monika Schiffgen 
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Informationen / Aktuelles
 
Überleitung in den TV-L am        
01. November 2006 

 

Mit der Überführung in den TV-L 
(Landesbeschäftigte) am 1. Novem-
ber 2006 verschwindet der bisherige 
Ortszuschlag der Angestellten. Die 
Situation im Oktober 2006 wird ent-
scheidend sein, ob der Verheirate-
ten-Anteil im Überführungs- oder 
Garantiebetrag enthalten ist oder 
nicht. D.h.: Die gesamte weitere Ver-

gütungsentwicklung kann auf einem 
ca. 100 € höheren Niveau stattfin-
den, wenn mit dem „Verheirateten“-
Anteil“ überführt wird. 

 
Nachstehend veröffentlichen wir eine 
Information von VER.DI , die für Ledige 
und Geschiedene mit Unterhaltspflich-
ten bei der Überleitung in den TV-L am 
01.11.2006 von höchster Wichtigkeit 
sein kann. 
 

Letzte Chance, den Ortszuschlag 
für Verheiratete zu erhalten 

Ggf. auch Anspruch für Ledige oder 
Geschiedene mit Unterhaltspflichten 

Stichtag 1. November 2006 für Ü-
berleitung TV-L 
 
Auch viele Ledige und Geschiedene 
haben Anspruch auf den „Verheira-
teten“-Anteil im Ortszuschlag, näm-
lich dann, wenn sie unterhaltspflich-
tig sind oder Kindern oder anderen 
Unterhalt gewähren. 
 
Wir fordern dazu auf, solche An-
sprüche jetzt zu prüfen und ggf. dem 
Arbeitgeber gegenüber geltend zu 
machen. 
 

 
Deshalb ist es jetzt besonders wich-
tig, einen möglicherweise bestehen-
den Anspruch schriftlich beim Ar-
beitgeber geltend zu machen. 
 
Wie für alle tariflichen Ansprüche 
gilt die 6-monatige Ausschlussfrist. 
D. h. ein z. B. für Januar bestehen-
der Anspruch muss im Juli geltend 
gemacht werden; sonst verfällt er. 
(D. h.: Antrag bis spätestens Mo-
natsende einreichen, sonst ist der 
Anspruch ggf. für einen weiteren 
Monat verfallen.) 
 
Wichtig: 
Der Überführungsbetrag wird nicht 
verändert, auch wenn der zugrunde 
liegende Anspruch (verheiratet, 
Unterhaltspflicht, Unterhaltsge-
währung) nach November 2006 
nicht mehr besteht. 

Muster 

An 
(Arbeitgeber) 
 
„Verheiratetenanteil“ im Ortszu-
schlag 
§ 29 B (2) BAT/-O 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit mache ich Ortszuschlag Stu-
fe 2 rückwirkend im Rahmen der ta-
riflichen Ausschlussfrist geltend 
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o      wegen einer bestehenden Un-
terhaltsverpflichtung  
o      weil ich .................(Name) gem. § 
29 B Absatz 2, Ziffer 4 Unterhalt 
gewähre. 
 
Ich bitte um Nachzahlung der Diffe-
renzbeträge mit der nächsten Ge-
haltsabrechnung. 
 
(Ort), den (Datum) 
 
Name/ggf. Personalnummer          
(Unterschrift) 

                                             

§ 29 B (2) BAT/-O (Textbeleg)  
 
Zur Stufe 2 gehören 
 
1  verheiratete Angestellte, 
 
2  verwitwete Angestellte, 
 
3  geschiedene Angestellte und 
Angestellte, deren Ehe aufgehoben 
oder für nichtig erklärt ist, wenn sie 
aus der Ehe zum Unterhalt ver-
pflichtet sind, 
 
4  andere Angestellte, die eine 
andere Person nicht nur vorüberge-
hend in ihre Wohnung aufgenommen 
haben und ihr Unterhalt gewähren, 
weil sie gesetzlich oder sittlich dazu 
verpflichtet sind oder aus berufli-
chen oder gesundheitlichen Gründen 
ihrer Hilfe bedürfen. Dies gilt bei 
gesetzlicher oder sittlicher Ver-
pflichtung zur Unterhaltsgewährung 
nicht, wenn für den Unterhalt der 
aufgenommenen Person Mittel zur 
Verfügung stehen, die, bei einem 
Kind einschließlich des gewährten 

Kindergeldes und des kinderbezoge-
nen Teils des Ortszuschlages, das 
Sechsfache des Unterschiedsbetra-
ges zwischen der Stufe 1 und der 
Stufe 2 des Ortszuschlages der Ta-
rifklasse Ic    übersteigen. Als in die 
Wohnung aufgenommen gilt ein Kind 
auch dann, wenn der Angestellte es 
auf seine Kosten anderweitig unter-
gebracht hat, ohne dass dadurch die 
häusliche Verbindung mit ihm aufge-
hoben werden soll. Beanspruchen 
mehrere Angestellte im öffentlichen 
Dienst, Anspruchsberechtigte nach § 
40 Abs. 1 Nr. 4 BBesG oder aufgrund 
einer Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst Versorgungsberechtigte we-
gen der Aufnahme einer anderen 
Person oder mehrerer anderer Per-
sonen in die gemeinsam bewohnte 
Wohnung Ortszuschlag der Stufe 2, 
Familienzuschlag der Stufe 1 oder 
eine entsprechende Leistung oder 
einen tariflichen Verheiratetenzu-
schlag, wird der Unterschiedsbetrag 
zwischen der Stufe 1 und der Stufe 
2 des für den Angestellten maßge-
benden Ortszuschlages nach der 
Zahl der Berechtigten anteilig ge-
währt. 
 
______________________________  
Elternzeit zum Zeitpunkt der    
Überleitung in den TVöD / Zahlung 
der Besitzstandszulage kinderbezo-
gene Entgeltbestandteile (§ 11 
TVÜ) 

Klage beim Arbeitsgericht erfolg-
reich! 

Beschäftigten, die zum Zeitpunkt 
der Überleitung z. B. in Elternzeit 
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waren, ist entgegen unserer Auffas-
sung die Zahlung der Besitzstandszu-
lage für die kinderbezogenen Ent-
geltbestandteile durch die Arbeit-
geber abgelehnt worden. Daher for-
derten und fordern wir die ver.di 
Mitglieder auf, die Ansprüche gel-
tend zu machen.  
 
Einem Beschäftigten aus einem Land-
kreis in Niedersachsen wurde die 
Zahlung der Besitzstandszulage 
durch seinen Arbeitgeber verwei-
gert, da er sich zum Zeitpunkt der 
Überleitung in Elternzeit befand und 
ihm im September 2005 mangels 
vorhandener Vergütungsansprüche 
auch kein kindergeldbezogener Ent-
geltbestandteil zugestanden hat.  
 
Die dagegen gerichtete Klage war 
beim Arbeitsgericht erfolgreich: der 
Anspruch des Klägers ergebe sich 
aus § 11 Abs. 1 TVÜ - VKA; die tarif-
vertragliche Regelung stelle nicht 
darauf ab, ob im September 2005 
tatsächlich ein Anspruch auf die 
Zahlung eines kinderbezogenen Ent-
geltbestandteiles bestanden habe. 
Vielmehr sei § 11 Abs. 1 TVÜ-VKA 
dahingehend auszulegen, dass alle 
MitarbeiterInnen, die schon vor dem 
01.10.05 beschäftigt waren, einen 
erhöhten Ortszuschlag als Besitz-
standszulage erhalten, deren Höhe 
sich nach der bisherigen tarifver-
traglichen Regelung, d.h. nach dem 
BAT - VKA richten solle. Eine Aus-
nahme hiervon werde nur für solche 
Mitarbeiter gemacht, bei denen die 
Kindergeldzahlung unterbrochen 
werde, es sei denn, diese Unterbre-

chung resultiere aus besonderen 
Tatbeständen wie Grundwehrdienst 
etc. (§ 11 Abs. 1 S. 1, 2. HS u. S. 3). 
Auch würde die vom Landkreis vor-
genommene Auslegung zu einer sach-
lich nicht gerechtfertigten Un-
gleichbehandlung der MitarbeiterIn-
nen in Elternzeit führen.  
Die Berufung ist zugelassen; es 
bleibt abzuwarten, ob der Landkreis 
das Berufungsverfahren durchführt.  
 
(Ver.di TS Berichtet, Nr. 25/06) 
 
Ebenfalls hat VER.DI  umfangreiche 
Informationen über die Regelungen zum 
Überleitungstarifvertrag herausgege-
ben, allerdings unter Vorbehalt, da diese 
noch nicht endgültig mit dem Bund (bzw. 
der VKA) vereinbart worden sind. 
 
Bei Interesse erhalten Sie diese Infor-
mationen im Personalratsbüro. 
 
______________________________ 
Immer unpünktlich: Kündigungs-
grund 
 
(dpa). Ständige Unpünktlichkeit ist ein 
Kündigungsgrund. Das hat das hessische 
Landesarbeitsgericht in Frankfurt (Az.: 
2 SA 756/04) festgestellt, wie der 
Deutsche Anwaltverein in Berlin mit-
teilt. Der Arbeitnehmer war innerhalb 
eines Jahres rund 20 Mal unpünktlich 
zur Arbeit erschienen. Der Arbeitgeber 
kündigte ihm daraufhin fristlos. Der 
Arbeitnehmer klagte dagegen und be-
kam zunächst Recht, weil er nicht abge-
mahnt worden war. Danach erschien er 
mehrfach erneut bis zu einer Stunde zu 
spät zur Arbeit. Mit der Unpünktlichkeit 
habe der Arbeitnehmer den betriebli-
chen Ablauf empfindlich gestört, stell-
ten die Richter des Landesarbeitsge-
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richtes fest. Für die fristlose Kündigung 
sei zwar eine Abmahnung erforderlich. 
Diese Voraussetzung sei durch den ers-
ten Prozess jedoch erfüllt, die nun er-
folgte fristlose Kündigung also gerecht-
fertigt.  
(Westdeutsche Zeitung, 11.02.2006) 
 
______________________________ 
Mobbing 
 
Erst wenn sich Schikanen im Arbeitsbe-
reich systematisch, (mindestens einmal 
pro Woche) über einen längeren Zeit-
raum (ca. sechs Monate) immer gegen 
dieselbe Person richten, kann man von 
Mobbing sprechen. 
 
Wenn Sie sich an Ihrem Arbeitsplatz 
„gemobbt“ fühlen, können Sie sich gerne 
an uns wenden. Hilfe erhalten Sie aber 
auch hier: 
 
„No-Mobbing mit neuer Adresse 
 
Unterbarmen. Die Selbsthilfegruppe 
„No-Mobbing“ Bergisch Land ist ab so-
fort in neuen Räumen an der Me-
ckelstraße 52 zu erreichen. Weitere 
Infos zur Gruppe und die Termine der 
14-tägigen Treffen gibt es unter Ruf 
705 49 98. 
(Westdeutsche Zeitung, 29.11.2005) 
 

 
Im Personalratsbüro niemand zu errei-
chen? Das letzte PR-Info nicht mehr 
auffindbar? 
 
Unser schwarzes Brett ist immer aktuell 
– hier können Sie sich Tag und Nacht 
mit den neuesten Informationen versor-
gen. 
Standort: Gebäude S 
Zwischen den Büros S-10.10 und S.10.11 
und S-10.12. 
 

______________________________
Arbeitszeugnis 
 
Von Peter Kurz 
Jurist und Redakteur bei der WZ 
 
„Er erledigte seine Aufgaben im Rahmen 
seiner Möglichkeiten“. Findet sich ein 
solcher Satz im Arbeitszeugnis, ist dies 
ein klares „Ungenügend“. Weil das Zeug-
nis für das berufliche Fortkommen 
wichtig  und eine Eintrittskarte für Vor-
stellungsgespräche ist, wird oft erbit-
tert um die darin enthaltenen Formulie-
rungen gerungen. So wie jüngst wieder 
vor dem Bundesarbeitsgericht. 
Der Fall: Einer Finanzbuchhalterin war 
im Zeugnis bescheinigt worden, dass ihr 
persönliches Verhalten gegenüber Vor-
gesetzten und Mitarbeitern „stets ein-
wandfrei“ war. Dummerweise war ihr 
Geburtsort in dem Zeugnis falsch wie-
dergegeben. In der berichtigten Version 
stand dann zwar der der korrekte Ge-
burtsort, ihr Verhalten wurde aber nur 
noch als „einwandfrei“ bezeichnet. Ihr 
Arbeitgeber argumentierte vor Gericht, 
das Wort „einwandfrei“ könne gar nicht 
mehr gesteigert werden. Jeder weitere 
Zusatz sein „Wortgeklingel“. 
So ist es keineswegs, urteilte das Bun-
desarbeitsgericht (BAG). Das sei so ähn-
lich wie bei der Redewendung im Zeug-
nisdeutsch, dass der Mitarbeiter seine 
Aufgaben „stets zur vollsten Zufrieden-
heit“ erfüllt habe, was einem „sehr gut“ 
entspricht. Auch mit dem „stets ein-
wandfrei“ sei eine überdurchschnittliche 
Beurteilung gemeint, besser jedenfalls 
als mit dem bloßen „einwandfrei“ 
Zwar hat kein Arbeitnehmer Anspruch 
auf eine Bestnote. Doch war hier der 
Arbeitgeber grundlos vom ursprünglich 
erteilen Zeugnis abgewichen, nachdem 
der Arbeitnehmer nur die Berichtigung 
eines offensichtlichen Fehlers verlangt 
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hatte. Das BAG: „Der Arbeitgeber ist 
nicht befugt, vom Arbeitnehmer nicht 
beanstandete Teile des Zeugnisses 
grundlos über die zu Recht verlangten 
Berichtigungen hinaus zu ändern“ (Az. 9 
AZR 352/04) 
(Westdeutsche Zeitung,  31.01.2006) 
 
Ratschläge und Informationen zum 
Thema Zeugnis können Sie sich unter 
folgenden Internet-Adressen einholen: 
 
www. Arbeitszeugnisse.info/index.html 
www. Arbeitszeugnis.de 
www. Zeugnistest.de 
 
______________________________ 
Schlafen auf der Toilette ist kein 
Kündigungsgrund 
 
In einem Kündigungsschutzprozess 
musste sich das Landesarbeitsgericht 
Hamm mit der Frage befassen, ob ein 
einmaliger Schlaf auf der Betriebstoi-
lette eine außerordentliche beziehungs-
weise ordentliche Kündigung rechtfer-
tigt. Der 80-jährige Geschäftsführer 
eines Unternehmens hatte unter der 
verschlossenen Toilettenkabine ge-
schaut und festgestellt, dass der Ar-
beitnehmer die Hose anbehalten hatte. 
Dann fotografierte er ihn noch über die 
verschlossene Tür hinweg. Selbst wenn 
der Arbeitnehmer geschlafen hätte – 
was den Fotos nicht genau zu entnehmen 
war – hielt das Gericht eine Kündigung 
nicht für gerechtfertigt (Urt. Vom 
26.11.2004-Az: 15 Sa 463/04). 
(Faktor Arbeitsschutz 1/2006) 
 
_____________________________________ 
Arbeitszeitverlängerung bei den 
Ländern teilweise unzulässig 
 
Das Landesarbeitsgericht Bremen 
hat am 01.03.2006 eine Entscheidung 

des Arbeitsgerichts Bremen-
Bremerhaven bestätigt, wonach die 
Verwendung von Verweisungsklauseln 
auf die Arbeitszeit der Beamten un-
zulässig ist und nicht den Mindest-
standards an arbeitsvertraglichen 
Klauseln entspricht. (Landesarbeits-
gericht Bremen 2 Sa 173/05) 
 
Bereits das Arbeitsgericht Bremen-
Bremerhaven hatte in seiner Entschei-
dung im vergangenen Jahr festgestellt, 
dass die bis dahin übliche Klausel zur 
Regelung der Arbeitszeit unzulässig ist. 
Diese lautete: 
„Die gekündigten §§ 15, 15a, 16, 16a und 
17 BAT und die Sonderregelungen hierzu 
gelten bis zum Zeitpunkt einer neuen 
Vereinbarung mit der Maßgabe, dass als 
durchschnittliche regelmäßige wöchent-
liche Arbeitszeit i. S. d. § 15 Abs. 1 
Satz 1 BAT diejenige Wochenarbeits-
zeit gilt, die für vergleichbare Beamte 
des Arbeitgebers jeweils maßgebend 
ist.“ 

 

 
Hauptargument des Landesarbeitsge-
richts Bremen war, neben dem Verweis 
auf das Recht der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen, die Feststellung, 
dass durch die pauschale Verweisung auf 
die Beamtenregelungen für die Beschäf-
tigten nicht erkennbar ist, wieweit die 
Arbeitszeitverlängerung gehen soll, und 
das durch sie einseitig die Interessen 
der Arbeitgeber berücksichtigt werden. 
Auch wenn die Berufung beim Bundesar-
beitsgericht zugelassen wurde, empfeh-
len wir allen Beschäftigten die eine un-
spezifische Regelung wie die obige in 
ihren Arbeitsverträgen haben, ihre An-
sprüche entweder im Rahmen einer hö-
heren Vergütung als Teilzeitkraft einzu-
fordern oder aber bei Vollzeitbeschäf-
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 tigung im Rahmen der Überstundenver-
gütung einzufordern.   

 
Dies gilt auch für Beschäftigte, deren 
kommunaler Arbeitgeberverband die 
Arbeitszeit gekündigt hat und die da-
nach entsprechende Neuverträge oder 
Änderungsverträge erhalten haben. 

 
 
 
 
 
 

  
Das Urteil des Landesarbeitsgerichts 
zeigt, dass die von den Ländern in der 
TdL geforderte Arbeitszeitverlänge-
rung nicht nur eine politische Fehlent-
scheidung ist, sondern darüber hinaus 
auch rechtlich fehlerhaft war. Eine ähn-
liche Entscheidung liegt mittlerweile 
auch vom Arbeitsgericht Hameln (3 Ca 
449/05) vor. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 Sobald es eine endgültige Entscheidung 

des Bundesarbeitsgerichts gibt, werden 
wir entsprechend informieren.  

 
 
 

  
(Ver.di TS Berichtet, Nr. 15/06)  
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Nachträgliche Gewährung des AZV-Tages aus dem Jahr 2003 

 9



 

 10



* * * * * * * * * * * *  
Häufig gestellte Fragen Mitglieder-Portrait 
  
An dieser Stelle geben wir Antworten 
auf häufig gestellte Fragen: 

Frank Stasny  
Personalrat der nicht wissenschaftlich 
Beschäftigten (1. stellv. Vorsitzender)  

Bis wann muss ich meinen mir zustehen-
den  Jahresurlaub angetreten haben?  

 

 
Der Urlaub vom Vorjahr muss bis spä-
testens 30. September des laufenden 
Jahres genommen sein, danach verfällt 
er ausnahmslos (zur Zeit gültige Rege-
lung).  

1981 begann meine Ausbildung als 
Gas-Wasser Installateur in einem 
großen Wuppertaler Unternehmen, 
wo ich auch meine ersten Erfahrun-
gen in der Betriebsratsarbeit lange 
Jahre gemacht habe. Im April 1999 
führte mich mein beruflicher Wer-
degang an die Universität Wuppertal 
ins Dez. 5.  

 
Alle Fragen zum Urlaub beantwortet 
auch das Merkblatt der Personalverwal-
tung unter: 
www.uni-wuppertal.de
Verwaltung, Informationen aus der Ver-
waltung, Formulare der Verwaltung, Dez. 
4.1, Merkblatt zur Berechnung von Ur-
laubsansprüchen 
  
 Die damals schon sich abzeichnenden 
* * * * * * * * * * * * Veränderungen in der Struktur des 

Dez. 5 bzw. der gesamten Universi-
tät veranlassten mich im Jahr 2000 
für den Personalrat als  Arbeiterver-
treter zu  kandidieren. Nach der 
Wiederwahl 2004 habe ich das Amt 
des 1. stellvertretenden Vorsitzen-
den  übernommen. 

 
 
 
 
 
 
 Für die Zukunft wird eine starke  

Personalvertretung immer wichtiger,  
da  die noch anstehenden Verände-
rungen nur mit allen Mitarbeitern 
der Universität zu meistern sind. 

 
 
  
  
 * * * * * * * * * * * * 
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BUW-Interna 
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Gleitende Arbeitszeit (GLAZ) Wenn Sie ebenfalls Interesse an der 
Erprobung der GLAZ in Ihrem Fachbe-
reich bzw. Ihrer Zentralen Einrichtung 
haben, melden Sie sich bitte bei uns. 

 
t

 

-

-

-

In unserem Personalra sinfo von Januar 
2006 berichteten wir über die Ergeb-
nisse der Umfrage zur Gleitenden Ar-
beitszeit (GLAZ) an der BUW und  unser
Bestreben,  in Zusammenarbeit mit der 
Dienststelle nach Lösungsmöglichkeiten 
zu suchen, die unterschiedlichen Inte-
ressen der Beschäftigten so weit wie 
möglich zu berücksichtigen. 

 

 
 
 

  Wir haben in der Zwischenzeit in den 
Bereichen, in denen die Beschäftigten  
fast 50:50 für bzw. gegen die Einfüh
rung der GLAZ  gestimmt hatten, Teil-
personalversammlungen durchgeführt.  
 

 Einvernehmlich wurde in den Versamm-
lungen in den Fachbereichen A und G und 
im ZIM die Durchführung eines Probe
zeitraumes  beschlossen. Innerhalb die-
ses Zeitraumes (01.07.06-31.03.07) ha-
ben die Beschäftigten in diesen Berei-
chen die Möglichkeit, die Vor  und 
Nachteile der GLAZ kennen zu lernen. 
Nach Abschluss des vereinbarten Zeit-
raumes findet in den Projektbereichen 
noch einmal eine abschließende Abstim-
mung für oder gegen die Einführung der 
GLAZ statt. 

 
 
 
 
 
Der Personalrat der nichtwissen-
schaftlich Beschäftigten der BUW als 
Herausgeber dieses PR-Infos über-
nimmt ausdrücklich keine Verantwor-
tung für den Inhalt der extern ver-
fassten Beiträge in dieser Broschüre. 
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Die Personalräte 
 

 

 
 

 
- Geschäftsführung - 
 
Vorsitzende 
Monika Schiffgen 
S-.10.10 
Tel. 2251 
schiffge@uni-wuppertal.de 

 
 

 
 

 
1. stellv. Vorsitzen-
der 
 
Frank Stasny 
TZ-10.04 
Tel. 4852 
stasny@uni-
wuppertal.de 
 

  

 
 

 
2. stellv. Vorsitzender 
 
Karl Golla 
T-10.10 
Tel. 3930 
golla@verwaltung.uni-
wuppertal.de 

 
 

 
 

 
 
Freigestelltes PR-Mitglied 
 
Andrea Leukel 
S-.10.12 
Tel. 2282 
leukel@uni-wuppertal.de 

 
 

 
 

 
Sekretariat 
 
Gabriele Korthals 
S-.10.11 
Tel. 2275 
Fax 3763 
gkorth@uni-wuppertal.de 
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Gruppe der Angestellten 
 
 

 
 

 
Georg Beilstein 
 
Chemikalienlager 
Tel. 2435 / 3673 
beilstei@uni-
wuppertal.de
sbvertre@uni-
wuppertal.de 
 

  

 

 
Ronald Giese 
 
Halle Natur-
wissenschaften 
Tel. 2777 
giese@uni-
wuppertal.de

 

 
 

 
Andrea Leukel 
 
S-.10.12 
Tel. 2282 
leukel@uni-
wuppertal.de  

  

 
 

 
Werner Risse 
 
FC 216 (Campus Freu-
denberg) 
Tel. 1873 
risse@uni-
wuppertal.de 
 

 

 
 

 
Monika Schiffgen 
 
S-.10.10 
Tel. 2251 
schiffge@uni-
wuppertal.de  

  

 
 

 
Isa Wendler 
 
BZ-09.01 
Tel. 2728 
wendler@bib.uni-
wuppertal.de 

 

 
 

 
Barbara Wurm 
 
HC 104 
(Pauluskirchstraße) 
tel. 4075 
wurm@uni-
wuppertal.de 
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Gruppe der Arbeiter Gruppe der Beamten 
 
 

 
 

 
Walter Gottschalk 
 
TZ-09.12 
Tel. 3332 
gottscha@uni-
wuppertal.de 

  

 
 

 
Karl Golla 
 
T-10.10 
Tel. 3930 
golla@verwaltung.uni-
wuppertal.de 

 

 

 
Frank Stasny 
 
TZ-10.04 
Tel. 4852 
stasny@uni-
wuppertal.de 
 
 

  

 
 

 
Jürgen Werner 
 
B-07.16 
Tel. 2315 
Werner@verwaltung. 
uni-wuppertal.de 

 
 
Kontakt 
Bergische Universität Wuppertal 
Personalrat der nichtwissenschaftlich Be-
schäftigten 
Gaußstr. 20 
42097 Wuppertal 
Gebäude S-10, Räume 10, 11 und 12 
Tel. 0202/439 2275 
Fax 0202/439 3763 
http://www.verwaltung.uni-wuppertal.de
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